
Vermißt
Seit dem 6. März werden

drei Bottroper vermißt.
Nein, es handelt sich
glücklicherweise nicht um
eine kriminelle Angelegen-
heit. Sondern: Im Wahl-
kampf waren sie überall zu
sehen, auf Plakaten, Bro-
schüren und auch in Natu-
ra. Doch seitdem sie Ihr
Ziel erreicht haben, lassen
sie sich kaum noch in un-
serer Stadt sehen : die drei
Bottroper Bundestagsabge-
ordneten Mertens (SPD),
Fischer (CDU) und Drabi-
niok (Die Grünen) . In ihren
jeweiligen Parteien haben
sie sich dafür schon Kritik
eingehandelt. Man wird se-
hen, ob wir die drei Ver-
mißten wenigstens in den
Parlamentsferien wieder
öfter „vor Ort" sehen .

Was viele seit langem
befürchten, wird langsam
zur Gewißheit. Die Ruhr-
kohle AG bereitet Massen-
entlassungen vor! Einstel-
lungsstopp, Zwangsurlaub
und die angekündigte
Kurzarbeit für Herbst 1983
sind nur letzte Schritte vor
Entlassungen . Pläne dafür
liegen schon bereit . Berg-
werksdirektor Hanns Ket-
teler ließ bei einer CDU-
Versammlung (fast möchte
man sagen : wo auch sonst?)
die Katze aus dem Sack .
„Die Absatzkrise des

deutschen Steinkohle-
bergbaus bereitet den Ver-
antwortlichen des Ver-
bundbergwerkes Prosper-
Haniel zunehmend Kopf-
zerbrechen, zieht die Krise
mittlerweile doch direkte
Auswirkungen auch für die
Bottroper Schachtanlagen
nach sich." (WAZ vom 9 . 5 .
83). In dem Bericht der
WAZ wird die Aussage von
Ketteler wiedergegeben,
1200 Arbeitsplätze seien in
Gefahr. Wie die DKP in-
zwischen in Erfahrung
bringen konnte, sehen so
die Pläne für die Teilstille-
gung von Prosper!Haniel
aus :
- Die Tagesförderung von
Prosper/Haniel, die ur-
sprünglich bei 15 000 t liegt
und jetzt vorübergehend

Atomkraftwerk genant
RAG-Chef Specks bestätigt Beteiligung der Ruhrkohle

Vor der Presse enthüllte DKP-Ratsherr Franz Meichs-
ner einen unerhörten Skandal : „Die Arbeitsgemeinschaft
Hochtemperaturreaktor Bottrop", ein Zusammenschluß
von Ruhrkohle, RWE und anderen Konzernen, hat an die
Firma Brown, Boverie & Cie. und Hochtemperaturreak-
torbau GmbH den Auftrag erteilt, eine Voruntersuchung
für ein 500-Megawatt-Atomkraftwerk mit Hochtempera-
turreaktor durchzuführen. Das Atomkraftwerk soll Pro-
zeßwärme für die Kohleveredelung erzeugen . Angesichts
der geplanten Erweiterung der Kohle-Öl-Anlage in der
Welheimer Mark zu einer Referenzanlage spricht vieles
dafür, daß als Standort für das Atomkraftwerk die Wei-
heimer Mark In Betracht gezogen wird .

Prosper/Haniel :1200
Arbeitsplätze in Gefahr

mit 11 500 t festgeschrieben
ist, soll auf 10 000 t verrin-
gert werden .
- Auf Prosper III wird die
Tagesförderung ganz ein-
gestellt . Das bedeutet den
Verlust von 500 Arbeits-
plätzen

- Auf Prosper II, Prosper
IV Haniel und Schacht 10
werden zusammen 700 Ar-
beitsplätze vernichtet.
Jetzt steht der Kampf

um den Erhalt von 1200
Arbeitsplätzen an!

Fortsetzung S . 2

Allgemeinen Zeitung von
den Konzernen über ihre
Vorhaben informiert wird
- nicht aber die Bottroper
Öffentlichkeit und die de-
mokratischen Organe der
Stadt.

Nach den der DKP zu-
gänglichen Quellen ergibt
sich: Der Auftrag an die
Firma BBC und die Hoch-
temperaturreaktorbau
GmbH soll bis zum 31 . Ok-
tober

	

1984

	

abgewickelt
werden. Die Untersuchung
soll 3 Mio. DM kosten . Ziel
ist die Erarbeitung von Un-
terlagen für einen an die
Voruntersuchung anschlie-
ßenden Entwicklungs- und
Bauauftrag und die Erstel-
lung der erforderlichen
Unterlagen für eine atom-
rechtliche

	

Genehmigung .
Baubeginn soll 1988 sein .

Auftraggeber ist die „Ar-
beitsgemeinschaft Hoch-
temperaturreaktor Bot-
trop". Die Arbeitsgemein-
schaft ist ein Zusammen-
schluß dieser Konzerne :
Ruhrkohle AG, RWE,
VEW, Ruhrgas, HEW und
NWK.

	

Fortsetzung S. 2

Wird es auf der Schachtanlage Prosper III (links) bald genauso aussehen wie auf der stillgelegten Zeche Prosper 1
(rechts)?

Wichtig
Am 25.6. kommt
der US-Vize-
präsident

George Bush
in unsere Stadt .

Lesen Sie auf
Seite 3, warum
auch die DKP
gegen diesen

RACIIth nrnti tirarl

Aus dem Inhalt : Seite 3 :
Bush kommt

Seite 5 :
Nach den

fahlen zahlen

Seite 7 :
Nlkaragua
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aus Bottrop und Kirchhellen

Franz Meichsner erklär-
te, die DKP sei empört dar-

über, daß die Wirtschafts-
redaktion der Frankfurter
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Kohle - öl
mit Atom-
kraft?
Von Siggi Rutz,

DKP-Kreisvorsitzender

Die Ruhrkohle AG,
das RWE und die ande-
ren Konzerne setzen
sich mit dem Auftrag
für ein Atomkraftwerk
über die Lebensinteres-
sen der Bürger im
Ruhrgebiet hinweg. Der
Hochtemperaturreaktor
(HTR) ist technisch
nicht ausgereift . Der
Prototyp in Hamm-
Uetrop arbeitet be-
kanntlich noch nicht .
Wir sehen in den Plä-
nen, den nicht ausge-
reiften HTR in einem
dichtbesiedelten Gebiet
zu bauen, eine zusätzli-
che Gefährdung. Ein
HTR wird mit zu 90
Prozent angereicherten
Uran betrieben, das
auch zur Atomwaffen-
herstellung mißbraucht
werden kann!
Wir werfen den betei-

ligten Konzernen vor,
daß sie unter Ausschluß
der Öffentlichkeit Fak-
ten schaffen wollen. Es
liegen zahlreiche Indizi-
en dafür vor, daß die
Ruhrkohle AG die Er-

Fortsetzung von Seite 1

Der Rat der Stadt, die
Abgeordneten im Landtag
und im Bundestag müssen
aktiv werden. Der Verlust
von 1200 Arbeitsplätzen bei
Prosper/Haniel wäre eine
Katastrophe für Bottrop .

Die Teilstillegung wäre
nur ein erster Schritt, die
völlige Stillegung folgt un-
ausweichlich. Denn : Durch
Teilstillegung wird die Koh-
le teurer. Ein großer Teil der
Kosten entsteht unabhängig
von der Fördermenge. Die
ganze Stadt muß sich für
eine Wende in der Kohle-
politik einsetzen,

weiterung der Kohle-
01-Pilot-Anlage, zu
einer Referenzanlage nur
in Kopplung mit einem
Atomkraftwerk zur Er-
zeugung von Prozeß-
wärme plant . Damit
wäre die Öffentlichkeit
über die wahren Ab-
sichten bei der Kohle-
verflüssigung getäuscht
worden.
Die Ruhrkohle AG,

das RWE und die ande-
ren beteiligten Konzer-
ne beabsichtigen die
Vernichtung von Tau-
senden von Arbeitsplät-
zen im Bergbau. Nicht
nur ein Atomkraftwerk
mitten im Ruhrgebiet,
das Wärme für die Koh-
leveredelung und Strom
erzeugen soll, sondern
auch der Einsatz von
Importkohle bei der
Kohleveredelung (zahl-
reiche Quellen belegen
diese Absicht), werden
die Absatzmöglichkeiten
für die Steinkohle aus
dem Ruhrgebiet weiter
verringern und damit
Arbeitsplätze gefährden .

Forderungen der DKP
- Die Arbeitsplätze im Bergbau müssen gesichert
werden. Deswegen : Stopp für den Bau von Atomkraft-
werken ; statt dessen Bau von Steinkohlekraftwerken
mit wirksamer Umweltschutztechnologie und Ausbau
der Fernwärmeversorgung In der Bundesrepublik .
- Der Auftrag für die Voruntersuchung über ein 500-
Megawatt-Atomkraftwerk mit Hochtemperaturreaktor
ist zurückzuziehen .
- Die Ruhrkohle AG, das RWE und die anderen Kon-
zerne müssen alle Unterlagen In dieser Angelegenheit
an die Öffentlichkeit bringen.
- Der Rat der Stadt Bottrop muß erklären, daß die
Stadt Bottrop sich mit aller Kraft gegen ein Atom-
kraftwerk für die Kohleverflüssigung wehrt .
- Die Ruhrkohle und die Energiekonzerne müssen
verstaatlicht und demokratischer Kontrolle unterstellt
werden. Damit kann eine Energiepolitik im Interesse
der Bevölkerung und mehr Sicherheit für Arbeitsplät-
ze gewährleistet werden.

Die DKP fordert die Ab-
kehr von der verfehlten
Energiepolitik . Aus Profit-
gründen machen die Kon-
zerne den Ruhrbergbau ka-
putt - sie führen Import-
kohle ein und setzen auf
Strom aus Atomenergie.
Das ist für sie billiger, was
das die Gesellschaft kostet,
interessiert sie nicht . Die
DKP hat vorgeschlagen, in
Bottrop ein Steinkohle-
kraftwerk zu errichten und
die Fernwärmeversorgung
auszubauen. Das bedeutet
mehr Absatz von Steinkoh-
le und damit die Sicherung
von Arbeitsplätzen .

nDas schreiben sie . . .
und das meinen sieg
Zeugnisse des Arbeitgebers sind für Arbeiter und Ange-

stellte wichtig . Vielleicht sind Ihnen schon mal blumige
Formulierungen aufgefallen, und Sie haben sich gefragt :
Wie ist das eigentlich gemeint?

Eine Veröffentlichung der Kreishandwerkerschaft Gel-
senkirchen vom Juni 1982 gibt den Unternehmern deutli-
che Hilfestellung. Hier einige Originalauszüge:

Das schreiben sie :

Er hat die ihm übertrage-
nen Arbeiten im großen
und ganzen zu unserer Zu-
friedenheit erledigt.

Er hat sich im Rahmen sei-
ner Fähigkeiten eingesetzt.

Wir lernten sie als um-
gängliche Kollegin kennen .

Durch seine Geselligkeit
trug er zur Verbesserung
des Betriebsklimas bei .

Das meinen sie :

Er ist in jeder Hinsicht
eine Niete.

Er hat getan, was er konn-
te, aber das war nicht viel .

Viele Mitarbeiter sahen sie
lieber von hinten als von
vorn .

Er neigt zu übertriebenem
Alkoholgenuß .

Übrigens: Wenn Sie mit einem Zeugnis Ihres Arbeitge-
bers nicht einverstanden sind, können Sie auf Änderung
bestehen. In Zweifelsfällen wenden Sie sich an den Be-
triebsrat, Ihre Gewerkschaft oder an die DKP, Gladbecker
Str. 83 .

.Fortsetzung von Seite 1

a . . Arbeitsplätze in Gefahr

	

. . . Atomkraftwerk geplant
Diese Fakten, bzw . die

damit verbundenen Vor-
würfe an die Ruhrkohle
AG ließ RAG-Chef Specks
in der WAZ und den Ruhr-
nachrichten mit Worten
wie „Unsinn" und ,, . . . ent-
behren jeglicher. Grundla-
ge" darstellen. Allerdings
entspricht diese Aussage
nur der Wunschvorstellung
von Dr. Specks, denn mit
weiteren Aussagen bestä-
tigte er die meisten Vor-
würfe der DKP!
Er mußte zugeben, daß

die Ruhrkohle AG an der
Arbeitsgemeinschaft betei-
ligt ist und ergänzt : „Die in
Bottrop ansässige Ruhr-

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

kohle Oel und Gas" vertre-
te in der Arbeitsgemein-
schaft „die Interessen der
RAG". Er dementiert dann
etwas, was die DKP gar
nicht behauptet hat, näm-
lich den Einsatz eines
AKW in der Kohle-Öl-Pi-
lot-Anlage (die DKP fragte
nach der Erweiterung der
Kohleölanlage). Er demen-
tiert den Standort Bottrop,
nennt aber selbst keinen
anderen. (Sind die 3 Mill .
umsonst verplant?) Und :
Dr. Specks kann seine Aus-
sage, nukleare Prozeßwär-
me sei höchstens bei der
Kohlevergasung vorgese-
hen, nicht aufrechterhalten .

Notizen
aus

dem Rat
Oberbürgermeister

Ernst Wilczok beklagte
sich im Hauptausschuß,
daß er wegen der Einla-
dung des US-Falken
Bush viel Arbeit und
viel Ärger habe. Er gab
zu, daß er viele ableh-
nende Briefe von Bür-
gern der Stadt bekom-
men habe.

3111

Bisher hätten von den
geladenen Gästen zum
Bush-Besuch erst 40
Prozent zugesagt, hieß
es auf der Hauptaus-
schußsitzung. OB Wil-
czok erklärte, daß viele
Ehrengäste abgesagt
hätten, weil sie die Ra-
ketenpolitik des Vize-
präsidenten der USA
nicht teilten .

OB Wilczok hat die
DKP-Ratsfraktion erst
gar nicht zu dem Fest-
akt mit George Bush
eingeladen. Wilczok ließ
im Hauptausschuß
durchblicken, daß diese
Entscheidung nicht nur
von ihm, sondern auch
von „Kreisen aus dem
Weißen Haus" ausge-
brütet wurde. Da die
DKP die Gegenveran-
staltung der Friedensbe-
wegung unterstütze,
brauche sie sich über
den Ausschluß nicht zu
wundern .

Wilczok gab auch be-
kannt, daß wegen des
45minütigen Abstechers
des US-Vizepräsidenten
Bush und des Bundes-
kanzlers Kohl das ge-
samte Gelände um das
Quadrat, das Josef-Al-
bers-Center und ein
großer Teil des Stadt-
parks gesperrt würde .

Jetzt freut sich nur
noch die CDU vollen
Herzens auf den Be-
such. Denn mit Bush
wird auch Kanzler Kohl
kommen und damit end-
lich auch einmal ein
CDU-Spitzenpolitiker
außerhalb der Wahl-
kämpfe unsere Stadt
mit seiner Anwesenheit
beehren .

Herausgeber fur den
Kreisvorstand der DKP
Bottrop und die DKP-
Fraktion des Rates der
Stadt Bottrop
Heinz Czymck .
Verantwortlich für den
Inhalt :
Siegfried Rutz
Bottrop . Gladbecker Str 83
Druck
Plambeck & Co . Neuss
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Der Mann, der einen Atom-
krieg für führbar hält: Der
US-Vizepräsident und ehe-
malige CIA-Chef George W.
Bush .

Nichts Neues
aus Genf

In einer Erklärung, die
in der bundesdeutschen
Presse als „sowjetische
Drohung" dargestellt wur-
de, macht die Sowjetunion
die Weltbevölkerung dar-
auf aufmerksam, daß die
USA in Genf nicht an ei-
nem Verhandlungsergebnis
interessiert ist, sondern nur
die Voraussetzungen für
die Stationierung der neu-
en Atomraketen in Europa
schaffen will.
Die UdSSR weist darauf

hin, daß eine solche Bedro-
hung der Sowjetunion na-
türlich geeignete Gegen-
maßnahmen zur Folge ha-
ben wird. Also : die Rü-
stungsspirale dreht sich
weiter. Oder schaffen wir
es, das gemeinsam zu ver-
hiri'i- in'

George Bush zur Ge-
winnbarkeit eines Atom-
krieges :
„Dazu braucht man

die Überlebensfähigkeit
der Kommando- und
Kontrollstrukturen, die
Überlebensfähigkeit des
industriellen Potentials,
den Schutz eines gewis-
sen Prozentsatzes der
Bürger, und man braucht
die Fähigkeit, dem Geg-
ner mehr Schaden zuzu-
fügen, als er einem
selbst zufügt."

Eigentlich sollte nur das Albers-Museum eingeweiht werden, doch jetzt wird
das ganze wohl eine Showdarbietung der amerikanischen Hochrüstung, denn
mit dem ehemaligen CIA-Chef George W. Bush kommt einer der aggressivsten
Vertreter der Raketenpolitik. Hier eine kurze Darstellung der USA-Leitlinien für
einen Atomkrieg :

Dem sowjetischen Huhn
den Kopf abschneiden . . .

Friedensmarsch '83
Am 12. 7. Ist es soweit! Der Friedensmarsch, vorwiegend

von Frauen organisiert, vorbereitet und durchgeführt,
kommt abends In unsere Stadt. Im Evangelischen Ge-
meindezentrum Eigen gibt es Abendessen und Schlafplät-
ze. Alle Friedensfreunde aas Bottrop sind eingeladen, sich
an der Scheune zu treffen. Dort können alle mit den Frie-
densmarschiererinnen und -marschierern ins Gespräch
kommen, mit ihnen Friedenslieder hören und singen .

Am Mittwoch, dem 13 . 7., geht es nach dem Frühstück
weiter auf der Gladbecker Straße zur Stadtmitte . Auf dem
Cyriakusplatz wird der Friedensmarsch, wahrscheinlich
gegen 10.30 Uhr, eintreffen und eine Aktion zum Thema
Frieden machen. Die Aufforderung : laßt uns Städte und
Dörfer atomwaffenfrei machen, ist eines der Anliegen .

Informationen bei : Doris Rutz, Telefon 2 81 80 .

Mitmachen - mithelfen :
Fenster und Straßen schmücken!
Ein Stück mitgehen!
Spenden und Essen für Abendbrot und Frühstück geben!

Seite 310

Weitere Straßen
„atomwaffen-

frei"
In Bottrop sind weitere

Straßen durch die Anwoh-
ner symbolisch zur „atom-
waffenfreien Zone" erklärt
worden. Die Bürger fordern
von der Bundesregierung,
„die Zustimmung für die
Aufstellung der neuen ame-
rikanischen Mittelstrecken-
raketen zurückzuziehen" .
Zur Bekräftigung dieses
Appells wurde ihre Straße
symbolisch „atomwaffen-
frei" erklärt und ein Ap-
pell an den Rat der Stadt
gerichtet, diese Aktionen
zu unterstützen.
DKP-Mitglieder halfen

dabei, die „Bothenstraße"
und die „Agnes-Miegel-
Straße" in Mitte und Fuh-
lenbrock, die „Thomas-
straße" in Batenbrock und
die „Robert-Brenner-Stra-
ße" in Boy atomwaffenfrei
zumachen.
Der SPD-Unterbezirk

Bottrop sorgte dagegen für
eine Enttäuschung . Gegen
eine starke Minderheit
lehnte der Parteitag es ab,
die SPD-Ratsfraktion auf-
zufordern, durch Ratsbe-
schluß Bottrop „atomwaf-
fenfrei" zu erklären .

Die „Bottroper Friedensinitiative" lädt alle Bottroper
Bürger ein, am 25. Juni durch Teilnahme am Pro-
gramm der Friedensinitiative zu beweisen, daß die
Bürger unserer Stadt die neuen amerikanischen Atom-
raketen ablehnen. Die „Notizen" veröffentlichen Im
folgenden das Programm :

Da.tFriedEmsprogramm
am.,~5. Juni

Vormittag : Information und Diskussion an den Stän-
den der Friedensinitiative in der Innenstadt - Musi-
ker und andere Kulturschaffende treten auf.

Mittag : 12-13 Uhr. Demonstration ab Cyriakusplatz
durch die Innenstadt . 13 Uhr Abschlußkundgebung auf
der Wiese an der Parkstraße (Eingang Stadtgarten) . Es
spricht u . a . General a. D . fiert Bastian, MdB .

Nachmittag : Die Friedensbewegung protestiert ge-
waltfrei am Albers-Museum gegen die neuen amerika-
nischen Mittelstreckenraketen.

General a D.
Geil Bastian

Musik, Theatergruppen,
lnfonnation

10-12 Uhr Innenstadt
12 Uhr Demonstration
13 Uhr Wiese Parkstr .

Kernstück der nuklearen
Hochrüstungsstrategie der
USA-Regierung ist die
These vom „gewinnbaren
Atomkrieg". Daraus abge-
leitet wurden Pläne zur
atomaren Enthauptung der
Sowjetunion . Pläne, die vor
allem Europa vernichten
würden und die an Zynis-
mus und Menschenverach-
tung nicht zu übertreffen
sind. Notwendig ist dafür
die ständige Erhöhung der
Rüstungsausgaben, „um
schließlich die Position der
militärischen Überlegenheit
zu erreichen, die das ame-
rikanische Volk wünscht"
(Wahlprogramm der Repu-
blikaner vom 15 . 7 . 1980) .
In einem atomaren Erst-

schlag der USA sollen die
politischen und militäri-
schen Führungszentren der

sowletumon vernicntei
werden. Reagans Berater
Colin S. Gray formuliert
diese Strategie so : „Neh-
men wir an, es handelt sich
um hundert Ziele . Wenn
wir alle diese hundert Ziele
treffen könnten, würden
wir jedes Mitglied des Po-
litbüros erwischen, jedes
Mitglied des Zentralkomi-
tees, wir würden alle ent-
scheidend wichtigen Büro-
kraten töten, wir würden
also dem sowjetischen
Huhn den Kopf abschnei-
den . . ." (Washington Post,
14 . 5 .1982) .

Der vom Pentagon ge-
plante „Enthauptungs-
schlag" ist mit US-Inter-
kontinentalraketen mit
30minütiger Flugzeit bis in
die UdSSR nur unter dem

tbSLKO ues vVnen awmaren
Gegenschlages der Sowjet-
union und damit der weit-
gehenden eigenen Vernich-
tung möglich. Deswegen
braucht das Pentagon -
nach seiner Logik - neue
Waffen für einen „begrenz-
ten Atomkrieg", die in kür-
zester Zeit die Sowjetunion
erreichen können oder für
Radar nicht erfaßbar sind :
die Pershing-II-Raketen
und die Cruise-Missiles.
Das bedeutet : Der Ent-
hauptungsschlag der USA
soll von europäischem Bo-
den aus geführt werden .
Europa würde damit zum
atomaren Schlachtfeld. Vor
allem die Bundesrepublik
Deutschland, denn hier sol-
len Pershing-II und Crui-
se-Missiles stationiert wer-
den .
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Einer alten Forderung der DKP wird nun endlich nach-
gegeben: An der Ecke Prosperstraße/Ostring wird eine
Ampelanlage gebaut . Schon 1979 unterstützte die DKP
(siehe Bild) dieses Anliegen der Bevölkerung .

Zu Ihrem Artikel über
Wohnraumbeschaffung,
Mietwucher und die neuen
Mietgesetze möchte ich Ih-
nen kurz den Inhalt über
zwei Berichte der WAZ-
Ausgabe vom 28 .4. 1983
schildern :
In dem einen Artikel

heißt es : Jeder 25 . Deutsche
lebt in einem Millionärs-
haushalt, jeder 2 . besitzt
ein Eigentum, das durch-
schnittliche Monatseinkom-
men beträgt 3400,- DM
netto, bei Einzelpersonen
1400,- DM netto . Alles in
allem seien die Deutschen
das reichste Volk
Sehr interessant dazu

fand ich den Artikel auf
der gleichen Seite, der die
finanzielle Notlage unzähli-
ger Bürger schildert : die
Räumungsklagen nehmen
enorm zu, da die Mieter
sich nicht mehr in der
Lage sehen, der geforder-
ten Mietzahlung nachzu-
kommen .
Wie ist das möglich, wo

es den Deutschen doch so
gut geht? Daß die Betroffe-
nen dann auch noch In ei-
ner Obdachlosenunterkunft
einquartiert werden, halte
ich einfach für sittenwid-
rig! Wäre es nicht gerech-
ter, den Vermietern zuzu-
reden, eine von Fall zu Fall
angemessene Miete zu ver-
anschlagen? Meines Erach-
tens scheint es unter den
Vermietern ohnehin Leute
zu geben, die ihre Macht
ausnutzen und Mieterhö-
hungen fordern, die keines-
wegs gerechtfertigt sind,

sondern einfach nur aus ei-
ner Laune herauskommen,
um den vielleicht lästig ge-
wordenen Mieter zu kit-
zeln! Da unsere neue Re-
gierung aber solche Ma-
chenschaften zukünftig
noch erleichtert, werden
die deutschen Mieter in ab-
sehbarer Zeit die Leibeige-
nen des Vermieters sein, es
sei denn, ihnen geht vor-
zeitig das Geld aus und sie
„dürfen" ins Obdachlosen-
heim fliehen!
Die CDU scheint es oh-

nehin nicht sonderlich zu
interessieren, was man als
Mieter so alles zu erdulden
hat, obgleich sie sich in ei-
nem Flugblatt vor den
Wahlen für Mieterschutz
aussprach. Zu dem Zeit-
punkt waren mein Mann,
unsere Tochter und ich ge-
rade vom § 564 b IV BGB
betroffen (§ 564 IV BGB =
in einem 2-Fam.-Haus, in
dem eine Wohnung vom
Eigentümer selbst bewohnt
wird, kann der Vermieter
dem Mieter ohne Angabe
von Gründen die Wohnung
kündigen!) . Ich hielt es für
meine Pflicht, an die Ge-
schäftsstelle der CDU zu
schreiben. Denn wenn sie
sich für Mieterschutz aus-
sprach, hätte man als er-
stes diesen Paragraphen
ändern müssen! Ich erhielt
auch tatsächlich Antwort :
einen fast zwei Seiten lan-
gen Brief, in dem man aber
mit keinem einzigen Wort
auf diesen Paragraphen
eingegangen ist .

Birgit Michaelsen

A 2 schluckt Liegewiese

Aus allen Wolken fielen
die Mitglieder der Bezirks-
vertretung Mitte, als ihnen
klar wurde, daß die Stadt
einen Teil des Stenkhoff-
bades ohne ihr Wissen für
den Ausbau der Autobahn
verkauft hat. Bis auf einige
Meter wird der Lärm-
schutzwall der dann sechs-
spurigen A2 an das Was-
serbecken

	

heranrücken .

.Das einzige Bad auf Bot-
troper Boden wird so wie-
der ein Stück unattrakti-
ver .
Mehr und mehr werden

Freizeit- und Erholungs-
gebiete geopfert . Und was
tut die Bezirksvertretung?
Sie macht sich Gedanken,
wie man den viereinhalb
Meter hohen Beton-(Lärm-
schutz-)wall bepflanzen soll .

Nach den Wahlen,

heißt es zahlen

Höhere Diäten und empfindliche Kürzungen
Mitte Mai stimmte das Kabinett Kohl der von Bundes-

finanzminister Stoltenberg vorgelegten Streichliste zu .
Während die CDU-Führung eine Erhöhung der Abgeord-
neten-Diäten im Bundestag um 2500 DM im Monat for-
dert, will die Bundesregierung dem Bürger ans Portemon-

Senkung des Arbeitslo-
sengeldes und der Arbeits-
losenhilfe bei denjenigen,
die keine Kinder auf der
Steuerkarte haben. Ein
Beispiel : Nettoverdienst :
1470 DM - Arbeitslosen-
geld alt: 1000 DM - Ar-
beitslosengeld neu : 926 DM.
Kürzung 74 DM monatlich.
Arbeitslosenhilfe bei zuvor
1470 DM netto : alt 853 DM,
neu 823 DM, Kürzung 30
DM monatlich.
Schwerbehinderte
werden nur noch dann

kostenlos mit öffentlichen
Verkehrsmitteln befördert,
wenn sie gehbehindert
sind. Aber auch die Gehbe-
hinderten sollen einen so-
genannten angemessenen
Eigenanteil bezahlen .

Mutterschaftsgeld.
Bisher gab es in vier Mo-

naten höchstens 2500 DM
für die Mütter von Neuge-
borenen. Nach dem Willen
der „familienfreundlichen"
CDU gibt es nur noch
höchstens 1800 DM. Kür-
zung 700 DM!

Sozialhilfe.
Die Sozialhilfe soll 1984

nur um 1,5 Prozent angeho-
ben werden, in diesem Jahr
sind es nur 2 Prozent Er-
höhung. Die Inflation liegt
gegenwärtig bei 3 Prozent,
und am 1. Juli steigt die
Mehrwertsteuer um 1 Pro-
zent. Die . CDU-Regierung
nimmt so den Schwächsten
innerhalb von 2 Jahren von
jedem 100-Mark-Schein 5
Mark weg. Der Erwachsene

Sollen Taumvattas

Schuppen verschwinden
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bekommt an Sozialhilfe nur
338 DM, für ein Kind von 6
Jahren 152 DM .

Hinzu kommen :
Keine Lohnerhöhung im

öffentlichen Dienst 1984,
Manipulation bei der Ren-
tenversicherung (900 Mil-
lionen Kürzung machen
durchschnittlich pro Rent-
ner 100 Mark weniger),
Kürzung des Unterhalts-
geldes und anderes mehr.
Die Arbeiter und Ange-
stellten, die Arbeitslosen,
Sozialhilfebedürftigen und
die Familien merken nun,
was die CDU mit „Wende"
und „Aufschwung"-Ver-
sprechen meint .
Subventionen und Steu-

ervorteile für die Konzerne
und die Reichen, die Rü-
stungsausgaben wurden
natürlich nicht einge-
schränkt, im Gegenteil . Die
erhöhte Steuer, die beson-
ders gut Verdienende ab
Januar 1983 behahlen, (In-
vestitionshilfeabgabe) wird
denen selbstverständlich
zurückgezahlt (ab 1987) .

Teilerfolg

Die Bürger der Straße
„In der Schanze" kön-
nen einen Teilerfolg
verbuchen . Sie hatten
Unterschriften für Ver-
kehrssicherungsmaß-
nahmen gesammelt, weil
wiederholt Kinder ange-
fahren wurden. Die
Verwaltung hat sich
jetzt bereit erklärt, ge-
gen das Zuparken der
Bürgersteige (vor allem
in Höhe des Tennisplat-
zes) etwas zu unterneh-
men. Neben der DKP
hatte auch die SPD den
Bürgerantrag unter-
stützt .

Überlastet

Im Wohnungsamt
herrscht schlimmer Per-
sonalmangel . Das mußte
auch Oberstadtdirektor
Schürmann in der Sit-
zung des Rechnungsprü-
fungsausschusses zuge-
ben. Vor allem durch
den erheblichen Auf-
wand, der im Zusam-
menhang mit der Fehl-
belegungsabgabe ent-
standen ist, wird die
Bearbeitung von ande-
ren Dingen, z. B. Wohn-
geldanträgen, verzögert.
Trotz dieser Feststel-
lung lehnt der Ober-
stadtdirektor die Ein-
stellung von weiterem
Personal ab.

naie-Arbeitslose.

Die Bergmannssiedlungen gehören zum Eigen wie die
Tauben zum Revier . Viele Kumpel arbeiten mit viel Fleiß
in den Gärten und an den alten Häusern . Arbeiten, die ih-
nen niemand bezahlt, die aber für den Erhalt der Siedlun-
gen entscheidend waren . Nicht zuletzt deswegen setzten
sich viele Eigener in den vergangenen Jahren bei der
Diskussion um den Flächennutzungsplan für ihre Sied-
lung ein.
Doch immer wieder müssen die Bürger erfahren, daß

der Eigen nicht nur als Ganzes bedroht Ist . So wurde z. B.
ein Anwohner der Gladbecker Straße mit 170,- DM Buß-
geld belegt, weil er seinen 10 Jahre alten Taubenschlag
nicht von der Stadt hat genehmigen lassen . Nachdem er
sich nun bemüht, mit der Stadt ins reine zu kommen,
sprich die Baugenehmigung nachträglich einzuholen, for-
dert Ihn nun die VEBA-Wohnungsbau auf, seinen Tau-
benschlag abzureißen . Dabei handelt es sich, wie wir uns
selbst überzeugten, um ein kleines Schmuckstückchen,
daß im Sommer ohnehin kaum sichtbar ist, da es von
Bäumen fast vollständig verdeckt wird .
So ist das Verhalten der VEBA nicht verständlich .

Wollte man im Eigen alle errichteten Schuppen, Tauben-
schläge usw. niederreißen, so würde auch ein Teil des
Charakters der Bergmannsiedlungen verloren gehen .
Steckt hinter der neuen Abrißaufforderung Methode

oder ist hier nur wieder ein Sachbearbeiter wild gewor-
den?_





Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Bundeskanzler Kohls Lehrstellenlüge :

Statt Lehrstellen,
nur „Leg"-Stelen

Die Situation auf dem Arbeitsmarkt hat sich dramatisch
zugespitzt. Trotz einer neuen Bundesregierung, die ver-
sprochen hat, die Wende herbeizuführen, trotz günstiger
Frühjahrs/Sommerbelebung sind, laut offzieller Statistik,
weit über 2 Millionen Menschen arbeitslos . Als ein beson-
ders gravierendes Beispiel kapitalistischer Maßwirtschaft
Ist die ständig steigende Zahl von erwerbslosen Jugendli-
chen zu bezeichnen .

Schon jetzt stellt sich
heraus, daß die Ausbil-
dungsstellengarantie von
Bundeskanzler Kohl „für
jeden, der willens und fähig
ist", als Luftblase zerplat-
zen wird. Jugendliche, die
ihm in ihrer Hoffnungslo-
sigkeit geschrieben haben,
werden an das Arbeitsamt
verwiesen. Berufsberater
schütteln über diese An-
weisung nur den Kopf . Sie

können weder bevorzugt
noch regulär Ausbildungs-
stellen vermitteln, da zu-
wenig zur Verfügung ste-
hen .

Zur Zeit sieht es so aus,
daß im Arbeitsamtbezirk
Gelsenkirchen (einschl .
Bottrop) ca. 150 gemeldete
Jugendliche keine Ausbil-
dungsstelle erhalten wer-
den. Nicht gerechnet dieje-

DKP-Fuliballturnier um
den Kraienhorst-Poka!
Im September findet der Sportlerball statt
Das traditionelle Fußball-

turnier der DKP-Fraktion
findet in diesem Jahr am
25.6. (Vorrunde) und am
2. 7 . (Endspiele) statt .. Daran
schließt 'das Hallenturnier
nach den Ferien an, Zum
Abschluß organisiert die

DKP im Saalbau am 24 .
September 1983 einen Sport-
lerball .
Die DKP engagiert sich

nicht nur im Freizeitfuß-
ball, auch den Vereinsfuß-
ball sehen wir mit Interes-
se. Leider gibt es in diesem

Sandinistische Patrouille an der Grenze zu Honduras . Im-
mer wieder überfallen Exsöldner des ehemaligen Diktators
Somoza, die von US-Militärberatern ausgebildet und be-
waffnet sind, Dörfer und unterbrechen Straßenverbindun-
gen. Der deutsche Arzt A. Pflaum Ist Ihnen schon zum
Opfer gefallen .

nigen, die resigniert haben
und sich nicht mehr mel-
den. Die DKP fordert die
Stadt Bottrop und die ihr
angebundenen Unterneh-
men auf, zusätzliche Aus-
bildungsstellen einzurich-
ten .

Ferner schlägt die DKP-
Ratsfraktion vor, ein über-
betriebliches Ausbildungs-
zentrum einzurichten. Die
ab August '83 leerstehen-
den Räume der Firma
Krups bieten sich mögli-
cherweise dafür an. Die
DKP wird weitere Maß-
nahmen zur Bekämpfung
der Jugendarbeitslosigkeit
vorschlagen .

Herbert Schröer

Jahr nicht nur Positives
wie den Doppelaufstieg bei
Viktoria 21 und das 75jäh-
rige Jubiläum von Vor-
wärts 08, Der VfB Bottrop
konnte einen erneuten Ab-
stieg der 1 . Mannschaft
nicht verhindern . Mehrere
Vereine können sich über
gute Plazierungen in den
Tabellen nicht richtig freu-
en, weil der Aufstieg haar-
scharf verpaßt wurde.

Ich wünsche allen Sport-
freunden für die nächste
Saison viel Spaß und Er-
folg. Ferdi Kroll, Ratsherr

Hellt Nikaragua jetzt :
Reagan plant den offenen Krieg!

Das Jugendamt
schockte die Mitglieder
des Jugendwohlfahrts-
ausschusses . In einer
viertelstündigen Aus-
wahl aus im Handel frei
erhältlichen Videofil-
men waren brutale,
menschenverachtende
Szenen aneinanderge-
schnitten. Das Jugend-
amt machte damit dar-
auf aufmerksam, daß
eine Kontrolle fast un-
möglich ist .
Oft gelangen diese

Filme in die Hand von
Kindern, die diese dann
in Abwesenheit der El-
tern abspielen. Auch
werden die Vorschriften
des Jugendschutzgeset-
zes in den wie Pilze aus
dem Boden schießenden
Videotheken nicht all zu
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„Die Jugend von heute! Da bietet die Wirtschaft
dauernd Lehrstellen an - aber er gammelt weiter."

Porno für Kinder?
Mißbrauch von Video

ernst genommen. So
werden sogar Porno-
Filmkassetten ohne
Schwierigkeiten an
Minderjährige ausgelie-
hen. Mittlerweile blüht
schon auf den Schulhö-
fen ein reger Tausch-
und Schwarzmarkt für
jede nur erdenkliche
Art von Videofilmen .
Jugendschutz wird im-
mer mehr zu einem
Kampf gegen Windmüh-
lenflügel. DKP-Vertre-
ter Herbert Schröer
wies darauf hin, daß
man nicht über Ju-
gendschutz reden kann,
um dann den Jugendor-
ganisationen und Ju-
gendhäusern die Mittel
für sinnvolle Arbeit auch
mit Videofilmen zu strei-
chen .

Täglich erreichen uns Berichte darüber, daß bewaffnete
Banden in Nikaragua eindringen . Die von den USA unter-
haltenen Somoza-Terroristen werden von den Volkskräf-
ten in den meisten Fällen zurückgeschlagen . Aber dieser
Kampf Ist schwer ; er hindert den inneren Aufbau des
I,ande3_

Das eigentliche Ziel des
unerklärten Krieges gegen
Nikaragua ist der, den von
den Sandinistas 1979 einge-
leiteten Prozeß sozialrevo-
lutionärer Veränderungen
zunichte zu machen . Die im
Auftrage des US-Präsiden-
ten Reagan eingedrungenen
Exsöldner (sie werden in-
zwischen von der US-Re-
gierung als „Freiheits-
kämpfer" bezeichnet) sollen
Nikaragua erschüttern und
damit die Revolutionsregie-
rung destabilisieren . Ihr
Einsatz gilt der Sabotage
der Landreform, der Zer-
störung von Krankenhäu-
sern und Schulen, der Er-

mordung von Aktivisten .
Die Reagan-Regierung

„begründet" diese Kriegs-
politik offiziell mit dem
Argument, die revolutionä-
re Entwicklung in Mittel-
amerika bedrohe die natio-
nale Sicherheit der USA .
Als wenn die 20 000
schlecht bewaffneten San-
dinisten kurz davor stän-
den, die Supermacht USA
militärisch zu überrennen!
Die wirklichen Gründe

dieses verdeckten Krieges
der USA gegen Nikaragua
sind wohl eher in dem Bei-
spiel zu sehen, daß es dem
Volk von Nikaragua gelun-
gen ist, dem Würgegriff des

US-Kapitals in Wirtschaft
und Politik zu entrinnen .
Eine ehemalige „Bana-

nen-Republik" von Wa-
shingtons Gnaden baut
eine sozialistische Gesell-
schaftsform auf mit allen
sozialen Einrichtungen, von
denen die Bauern in
Honduras, El Salvador oder
Costa Rica nur träumen
können .
Und genau dies ist die

Bedrohung, von der Reagan
spricht! Jede Schule, jedes
Krankenhaus, jeder demo-
kratische Gemeinderat in
Nikaragua bedroht die
wirtschaftliche Ausplünde-
rungspolitik der USA ge-
genüber Lateinamerika .
Denn 100 Jahre Yankee-
Politik haben, einigen we-
nigen Millionen Dollars ge-
bracht, der Masse der
Bauern aber nichts als
Armut, Hunger und Elend,
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6,8 Millionen und keine Uhr!
Nun ist er also nach

monatelangen Bauarbei-
ten fertiggestellt. Der
von der Stadtverwal-
tung in den Himmel ge-
lobte ZOB (sprich : Zen-
traler Omnibus-Bahn-
hof). Für die Baukosten
von sage und schreibe
6,8 Millionen DM wird
dem Bürger ein Bus-
Rondell mit Kiosk und
Fußgängertunnel gebo-
ten, der weder eine Uhr
noch Unterstellhäuschen
gegen Regen aufweist .
Daß dieses Bauvorhaben
sich den Vorwurf Gi-
gantomanie, wenn nicht
der Fehlplanung gefal-

Natürlich rief das den
Personalrat auf den Plan .
In kaum gekannter Einmü-
tigkeit legten die Vertreter
von Arbeitern, Angestell-
ten und Beamten in einer
Personalversammlung den
Bediensteten die Situation
klar. In Anwesenheit des
Oberstadtdirektors zeigte
sich die Personalversamm-
lung erbittert über dessen
Rotstiftpläne. In einer Re-
solution forderten sie die
Sicherung der Arbeitsplät-
ze bei der Stadt und richte-
ten an die Rathausparteien
die Aufforderung, sich
ebenfalls dafür einzusetzen .
Personalabbau hat nach
Ansicht der Personalver-
sammlung folgende Aus-
wirkungen :
„- längere Bearbeitungs-
zeiten für Bürgeranträge,
- Einschränkung von Öff-
nungszeiten,
- Verschlechterung

	

des

len lassen muß, zeigen
vergleichbare Projekte,
z. B. in Gladbeck oder
Essen. Diese funktionell
gehaltenen Anlagen ha-
ben dafür nur einen
Bruchteil der Baukosten
des Bottroper ZOB ver-
schlungen. Trotz dieser
Unsumme haben die
Planer aber nicht ein-
mal an Behinderte oder
Eltern mit Kinderwagen
gedacht, für die Treppen
unüberwindliche Hin-
dernisse darstellen . Ein
bezeichnendes Beispiel
des „guten" Sparwil-
lens unserer Stadtobe-
ren .

Schürmann droht :
Personalabbau!

Oberstadtdirektor Schürmann, Liebhaber blumiger
Worte, hatte die Amtsleiter zu sich gerufen und gab eine
Kostprobe des Könnens : „Alle Tätigkeitsbereiche sollen
gründlich durchforstet werden. - Es darf keine Tabus ge-
ben . - Eine Kürzung der Sachkosten allein böte keinen
Ausweg aus der Finanzmisere" usw. Im Klartext: Schür-
mann fordert die Amtsleiter auf, Ideen zu entwickeln, wie
bis 1986 in allen Ämtern rund 20 Prozent der Personalko-
sten gespart werden können. An Personalabbau führe
kein Weg vorbei.

kulturellen und sportlichen
Angebots und im Bereich
der Jugendpflege,
- Verschmutzung der öf-
fentlichen Gebäude, Schu-
len, Grünflächen, Sportan-
lagen . . ."
Die DKP-Fraktion hat in

einem Schreiben an den
Personalratsvorsitzenden
erklärt, daß sie die Forde-
rungen der städtischen Be-
diensteten unterstützt .

Im Juni fällt eine Vor-
entscheidung über die zu-
künftige Personalpolitik .
Dann wird entschieden, ob
die Intervallreinigung, die
jetzt an einigen Stellen
ausprobiert wird, überall
eingeführt wird und damit
zunächst ca . 40 Putzstellen
wegfallen. Die DKP spricht
sich gegen die Intervallrei-
nigung aus, SPD und CDU
sind bisher für die Einfüh-
rung.
Franz Meichsner, Ratsherr

Knips feuert
Betriebsrätin L Bobrzik!

Nicht genug, daß den 240 Beschäftigten im Bottroper
Zweigwerk von Krups Entlassungen bevorstehen - jetzt
soll eine Betriebsrätin, die sich vehement für die Interes-
sen ihrer Kolleginnen und Kollegen einsetzt, fristlos ge-
kündigt werden: Irmgard Bobrzik soll nach dem Willen
der Konzernleitung gefeuert werden . Der Betriebsrat ver-
weigerte die Zustimmung, dennoch stimmte das Arbeits-
gericht Gelsenkirchen der fristlosen Kündigung zu .

Viele Kolleginnen, die
mit zum Prozeß gekommen
waren, sprachen Irmgard
Bobrzik, die auch Ratsver-
treterin der DKP ist, spon-
tan ihre Solidarität aus .
„Wir stehen an deiner Sei-
te", hieß es immer wieder,
denn die Betroffenen ha-
ben gelernt, im Kampf ge-
gen die Schließung des
Werkes zusammenzustehen .
Den Bottroper Zweigbe-

trieb dichtzumachen, wäh-
rend die Produktion von
Haushaltsgeräten in Hong-
kong mit größerem Profit
fortgeführt wird, bedeutet
besonders für die alleinste-
henden Frauen mit Kin-
dern eine finanzielle und
soziale Härte, von der die
Konzernspitze mit Sicher-
heit keine Vorstellung hat .
Im Gegenteil : Der Prozeß-
verlauf machte deutlich,
welche Absichten die Kon-

Hallo, wir fahren in ein
kinderfreundliches Land .
Bärenstarke Ferien in der
DDR. Diesmal fahren die
Bottroper Kinder in die
Ferienlager Groß-Köris
und Frauensee an der
Berliner Seenplatte .
Mitfahren können alle
Kinder, die zwischen dem
1. 10. 1973 und dem 1 . 6 .
1969 geboren sind. Ab-
fahrt ist am 24 . Juli, und
am 10. August kommen
die Kinder wieder zurück .
Weitere

	

Informationen

zernleitung verfolgt . Sie
hatte einen Vorwand ge-
sucht, um die aktive Inter-
essenvertreterin loszuwer-
den .
Der Vorwand bestand

darin, daß die Konzernlei-
tung Irmgard Bobrzik vor-
geworfen hatte, auf einer
Belegschaftsversammlung
den Ausdruck „verbreche-
risches Tun" gebracht zu
haben .
Vor dem Gericht erläu-

terte sie auch, daß sie da-
mit niemanden als Verbre-
cher beleidigen wolle, son-
dern diese Bezeichnung im
Sinne von moralisch und
sozial verwerflich verstan-
den wissen wolle.

So ist also die
„Rechts"lage : Wer 240 Ar-
beitsplätze vernichtet, tut
dies legal. Wer jedoch die
Dinge beim Namen nennt,

Ferien für 130,- DM
erhalten Sie im DKP-
Zentrum, Gladbecker
Straße 83, Tel . 68 81 57 .

Mitglieder und Freunde
der DKP sorgen für Be-
treuung der Kinder . Die
Betreuer sind Pädagogen,
Eltern und in der Kinder-
arbeit ehrenamtlich Täti-
ge. Die Lagerleiter in die-
sem Jahr : Hans-Peter
Krones, Angestellter, zwei
Kinder und Manfred
Plümpe, Soziologe, zwei
Kinder.

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Neues aus
Kirchhellen
Die neue Buslinie

zwischen Bottrop und
Grafenwald fährt seit
dem 29. Mai. Die anlie-
genden Bürger können
jetzt alle Viertelstunde
mit der Vestischen fah-
ren. Für die Bürger eine
echte Verbesserung -
allerdings nur in den
Hauptverkehrszeiten .
Wer früh am Morgen
oder am Abend nach 19
Uhr mit dem Bus fährt,
kann dies nur jede
Stunde. Das trübt die
Freude über die neue
Buslinie.

Der Bebauungsplan
Kirchhellen-Mitte rund
um den Bankenvorplatz
ist gegenwärtig in der
Diskussion. Die Verwal-
tung hat dazu eine Kon-
zeption vorgelegt, nun
ist die Meinupg der
Bürger gefragt. Die
DKP wendet sich gegen
die Planung einer neuen
Straße für den Durch-
gangsverkehr zwischen
Oberhofstraße und
Haupt-/Antoniusstraße .

Auf ein Schreiben des
DKP-Ratsherrn Meichs-
ner antwortete Bezirks-
vorsteher Terwellen,
daß in den nächsten
Wochen die Schaukä-
sten mit Stadtplänen
wieder in einen ord-
nungsgemäßen Zustand
versetzt werden .

Sommerzeit heißt für
Kirchhellen auch Ver-
kehrschaoszeit. Vor al-
lem an Wochenenden
kommt es im Bereich
von Feldhausen, Mitte
und Grafenwald durch
den Ausflugsverkehr zu
größeren Staus. Wie soll
das nur werden, wenn
im nächsten Jahr die
A31 von Dorsten kom-
mend zusätzlichen Ver-
kehr ab Ekel auf die
B 223 bringt?

soll angeblich gegen das
Gesetz verstoßen .

E. Aßmann . Ratsfrau

Irmgard Bobrzik

Oberstadtdirektor Schürmann : Das ging ins Auge.
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